
„Eine �berdosis ist immer sch�dlich, auch eine �berdosis Straf-
recht. Die Erweiterungen der Strafvorschriften in der BtMVV
bedeuten eine �berdosis an Strafrecht. Sie sind nicht hilfreich,
sondern eher sch�dlich. Sie k�nnen u.U. zu heillosen und un-

w�rdigen Strafverfahren gegen engagierte �rzte f�hren und
schrecken wohlmeinende �rzte von einer geplanten Substitu-
tionsbehandlung ab“ [1].
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Zusammenfassung

Abh�ngigkeit von illegalem, aber auf dem Schwarzmarkt verf�g-
barem Heroin f�hrt zu großen individuellen und gesellschaftli-
chen Sch�den. Die Zahl der Abh�ngigen, der Rauschgiftdelikte
und der Drogentoten hat trotz zahlreicher strafrechtlicher Rege-
lungen dramatisch zugenommen. Die Verordnung von Opiaten
mindert diese Sch�den drastisch. Trotzdem wird diese Behand-
lung massiv strafrechtlich reglementiert. Die BtMVV hat keinen
einzigen Fall von Heroinabh�ngigkeit verhindert, aber jahrzehn-
telang die angemessene Behandlung von chronisch schmerz-
kranken Patienten behindert, und mit Sicherheit behindert sie
jetzt die Behandlung Heroinabh�ngiger. Der Nutzen �rztlicher
Opiaterhaltungstherapien �berwiegt den m�glichen Schaden
weit. Eine prim�re Abh�ngigkeit von verschriebenen Opiaten ist
selten und hat keine gesundheitspolitische Bedeutung. Die �bli-
chen Sanktionsmaßnahmen gegen fahrl�ssig handelnde �rzte
reichen auch aus, um Fehlverhalten substituierender �rzte zu
ahnden. Die strafrechtliche Regelung der Substitutionsbehand-
lung durch den § 5 der BtMVV ist sch�dlich, weil sie �rzte von
Substitutionsbehandlungen abh�lt, denn der Schaden ist dann
am gr�ßten, wenn Heroinabh�ngige nicht behandelt werden.

Schl�sselw�rter
Substitutionsbehandlung · Strafrecht · Prohibition

Abstract

Dependence on illegal, but on the black market available heroin
leads to large individual and social damage. The number of ad-
dicts, of offenses against the narcotic law and of drug deaths has
increased dramatically despite numerous criminal regulations.
Medical prescription of opiates diminishes this damage drasti-
cally. The narcotic prescription act did not prevent any case of
heroin addiction, but for sure it obstructed for decades the
treatment of patients with chronic pain and it obstructs the
treatment of heroin addicts now. The benefit of opiate mainte-
nance treatment outweighs the harm by far. A primary depen-
dence of prescribed opiates is rare aund without any impor-
tance for the public health. The usual sanctions against
negligent acting physicians are sufficient to punish inappropri-
ate behaviour of physicians prescribing opiates to addicts. The
criminal regulation of opiate maintenance treatment by the § 5
of the narcotic prescription act is harmful, because it prevents
physicians from maintaining opiate addicts. The harm ist lar-
gest if addicts are not treated.
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Heroinabh�ngigkeit ist nicht heilbar, aber sie heilt oft nach
Jahren aus

„Die Basis der vielf�ltigen Behandlungsmethoden ist die Trennung
des Abh�ngigen von seiner Droge. Zur Heilung geh�rt, dass der Pa-
tient k�rperliche und seelische Integrit�t wiedererlangt. Dass die-
ses Ziel erreicht wird, ist der Literatur nicht zu entnehmen“ [2].

„Es gibt keine zuverl�ssige Heilung der Drogenabh�ngigkeit.
Drogenabh�ngigkeit hat viele �hnlichkeiten mit anderen chro-
nischen Krankheiten“ [3].

Seit fast 100 Jahren ist bekannt, dass Opiat- und damit auch He-
roinabh�ngigkeit nicht heilbar ist. Mehrere Katamnesen �ber die
Behandlungsergebnisse der Zwangsentw�hnungseinrichtungen
Lexington und Fort Worth in den USA erschienen Anfang der
1960er-Jahre. Der R�ckfall war die Regel. Die Untersuchungen
zeigten geringe, mit den Jahren steigende Abstinenzraten [4 – 7].
Auch in deutschen Entw�hnungseinrichtungen waren die Ergeb-
nisse nicht besser [8, 9]. Man weiß also seit Jahrzehnten, dass
Opiatabh�ngigkeit bei vielen Opiatabh�ngigen nach Jahren aus-
heilt, aber eine Heilung durch Entw�hnungstherapien ist aus
diesen Untersuchungen nicht abzuleiten. Die erste große Ver-
gleichsstudie der verschiedenen Behandlungsmodalit�ten war
das Drug Abuse Reporting Program (DARP, [10]). Sie zeigte, dass
Heroinabh�ngigkeit durchschnittlich 10, nur selten l�nger als
20 Jahre dauert – unabh�ngig von der Art der Behandlung. Be-
kannt ist seit Langem, dass die Sterblichkeit durch den Verlust
der Opiattoleranz nach einem freiwilligen, besonders aber nach
einem erzwungenen Entzug (z. B. in Haft) erh�ht ist [11]. Be-
kannt ist ebenfalls seit Langem, dass die Sterblichkeit der He-
roinabh�ngigkeit durch die Substitutionsbehandlung vermin-
dert wird [12, 13]. Leider wurde dieses Wissen von den
einflussreichen Psychiatern in Deutschland ignoriert. Die Opia-
terhaltungstherapie bekam deshalb nicht den ihr zustehenden
Platz bei der Behandlung der Opiatabh�ngigkeit, sondern wurde
als angebliche Behandlung letzter Wahl unn�tig reglementiert.

Sch�den der Prohibition

Auch wenn Opiate legale Genussmittel w�ren, k�nnten k�rper-
liche und soziale Verelendung bei einigen Konsumenten wie bei
der Abh�ngigkeit vom legalen Alkohol auftreten. Aber die
schnelle Verelendung einiger Opiatabh�ngiger [14] und die Ver-
breitung lebensbedrohlicher Infektionskrankheiten sind Folgen
der Prohibition. Die von kriminellen H�ndlern geforderten �ber-
h�hten Preise f�hren oft zu riskanteren Konsummustern und zu
Beschaffungskriminalit�t oder Beschaffungsprostitution. Das Be-
t�ubungsmittelgesetz trat 1972 wegen des Missbrauchs von Be-
t�ubungsmitteln, der nach der Gesetzesbegr�ndung „ein gef�hr-
liches Ausmaß zu erreichen drohte und sich einer Seuche gleich
ausbreitete“ in Kraft. Es war als „wirkungsvolle Sofortmaßnahme
zur Kontrolle des Verkehrs mit Rauschgiften und zur Bek�mp-
fung der Rauschgiftsucht gedacht“ [15]. In den folgenden Jahr-
zehnten nahm die Zahl der Rauschgiftdelikte, der Heroinabh�n-
gigen und der Drogentoten in vorher nicht vorstellbarer Weise
auf das 15 – 30fache zu. Daraus l�sst sich nicht der Schluss zie-
hen, dass das BtMG, mit dem die Heroinprohibition in Deutsch-
land durchgesetzt wird, Heroinabh�ngigkeit verhindert hat. Die

Heroinprohibition hat nicht nur versagt, sie hat das Problem ver-
schlimmert. Ohne Prohibition g�be es die HIV- und Hepatitisepi-
demie unter den Drogenkonsumenten nicht, die in Osteuropa
und Asien ein furchtbares Ausmaß angenommen hat. Diese
Sch�den k�nnen durch Opiaterhaltungstherapien erheblich ge-
mindert werden. Die Sch�den, die durch auf einen grauen Markt
abfließende Substitutionsmedikamente und durch nicht sorgf�l-
tig arbeitende �rzte entstehen, sind dagegen minimal.

Effekte der Opiaterhaltungstherapien

Die Substitutionsbehandlung mit Methadon ist die am besten
untersuchte Suchtbehandlung. Hier wird das bevorzugte Opiat
durch das oral und lange wirkende Methadon ersetzt, das fremd-
kontrolliert verabreicht werden kann. U. a. werden Heroinkon-
sum, Sterblichkeit, Komplikationen wie Infektionen mit HIV und
Hepatitis und schwere bakterielle Infektionen dramatisch ver-
mindert. Dar�ber hinaus werden von methadonbehandelten He-
roinabh�ngigen deutlich weniger Straftaten begangen; viele ar-
beiten regul�r [16]. Die Nebenwirkungen sind gering. Seit �ber
100 Jahren weiß man, dass die Einnahme eines Opiats im Tole-
ranzbereich die F�higkeit, zu arbeiten und am sozialen Leben
teilzunehmen, nicht beeintr�chtigt. Die Abh�ngigen sind symp-
tomfrei und k�nnen produktiv t�tig sein [17 – 19]. In den letzten
Jahren zeigt die Heroinverschreibung in der Schweiz, in den Nie-
derlanden und in Deutschland, dass auch mit der regelm�ßigen
Injektion von Heroin ein gesundheitlich und sozial normales Le-
ben m�glich ist [20 – 22]. Die Dauerverschreibung von Opiaten
an Opiatabh�ngige ist also begr�ndet im Sinne des BtMG, da es
keine heilende Behandlung gibt und keine andere Behandlungs-
form bessere Behandlungsergebnisse zeigt. Sie ist die Standard-
behandlung der Heroinabh�ngigkeit. Dabei ist die Verordnung
einer subjektiv ausreichenden Opiatdosis der entscheidende
Teil der Behandlung [23]. Zus�tzliche psychosoziale Maßnah-
men k�nnen im Einzelfall den Verlauf bessern. Ihr zus�tzlicher
Nutzen ist aber bisher wissenschaftlich nicht bewiesen [24]. Sie
haben ohne gleichzeitige Opiatverordnung keinen Effekt [25].
Die wirksamste Behandlung der Heroinabh�ngigkeit ist also
nicht eine „substitutionsgest�tzte Behandlung“, sondern eine
Opiaterhaltungstherapie, die durch psychosoziale Maßnahmen
erg�nzt werden kann. Allerdings ist diese „bloße Opiaterhal-
tungstherapie“ nach der Begr�ndung der 10. BtM�ndV unzul�s-
sig und als „alleiniges Auswechseln des Opiats durch ein Substi-
tutionsmittel von der Leistungspflicht der GKV nicht umfasst“.

Es gibt keine vern�nftige Begr�ndung daf�r, zun�chst die Durch-
f�hrung einer weniger erfolgreichen Therapie wie der station�-
ren Entw�hnung zu fordern. Der Koblenzer Oberstaatsanwalt
Winkler, der 1980 die Substitution f�r prinzipiell strafbar gehal-
ten hatte [26], formuliert allerdings noch 2005: „Wenn eine Ent-
w�hnung erreichbar gewesen w�re, w�re der Straftatbestand un-
zul�ssiger Verschreibung objektiv erf�llt“ [27]. Die politische
Entscheidung gegen die Substitutionsbehandlung mit Methadon
war nie mit wissenschaftlichen Argumenten, sondern nur als
ideologisch verblendet zu erkl�ren [28]. Diese falsche Politik hat
mehrere Tausend junge Menschen das Leben gekostet. Die ver-
meidbaren HIV-Infektionen und andere schwere Komplikatio-
nen bringen den Betroffenen viel Leid, die Behandlung kostet
die Krankenkassen Millionen.
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M�gliche Sch�den der Opiaterhaltungstherapien

Bei Opiaterhaltungstherapien k�nnen Nebenwirkungen auftre-
ten: �berdosierung in der Eindosierungsphase, die Weitergabe
mit dem Risiko einer �berdosierung bei nicht ausreichend gegen
das Substitutionsmedikament toleranten Menschen, der unkon-
trollierte Konsum von mitgegebenen Opiatdosen und die Erzeu-
gung einer Abh�ngigkeit bei Verschreibung an nicht opioid-
abh�ngige Patienten. �rztliche Behandlungen lassen sich am
besten durch Fortbildung verbessern, weniger gut durch Straf-
recht. Damit das Substitutionsmedikament nicht weitergegeben
und nicht unkontrolliert in selbstgef�hrdender Weise eingenom-
men wird, hat sich das Behandlungskonzept der fremdkontrol-
lierten Einnahme nach Dole und Nyswander in den Phasen s�ch-
tigen Konsums bew�hrt [19]. Das ist aber kein Selbstzweck. Im
Laufe der Behandlung sollen die Patienten lernen, das Substitu-
tionsmedikament kontrolliert (nicht in s�chtiger Weise) ein-
zunehmen. Es ist eine manchmal schwierige �rztliche Aufgabe,
diese F�higkeit richtig einzusch�tzen. In Hamburg wurde Mitte
der 90er-Jahre von den Rechtsmedizinern bemerkt, dass (am
ehesten aus Verordnungen stammendes) Methadon bei Todes-
f�llen nicht behandelter Heroinabh�ngiger eine zunehmend gr�-
ßere Rolle spielte. Die Gesamtzahl der Drogentoten stieg in die-
ser Zeit allerdings nicht an. Die inner�rztliche Diskussion und
eine Aufkl�rungskampagne der Rechtsmediziner in der offenen
Drogenszene f�hrten zu einem raschen R�ckgang der Todesf�lle
mit Methadonbeteiligung [29]. Ebenfalls Mitte der 90er-Jahre
wurde in Bayern auf den Schwarzmarkt abgeflossener DHC-Saft
mit einer Kampagne „Codeintote“ und „Dealer in Weiß“ f�r Neu-
einsteiger und Todesf�lle verantwortlich gemacht. Leider stieg
die Zahl der Drogentoten nach der Beschr�nkung der Behand-
lung mit DHC drastisch an. Die politisch gewollte Beschr�nkung
einer als schlecht eingesch�tzten Behandlung hat zu einer Ver-
schlechterung der Situation gef�hrt. Dagegen wurde bei der Be-
handlung mit hoch dosierten retardierten DHC-Pr�paraten in
Norddeutschland eine HIV-pr�ventive Wirkung und eine Min-
derung des Heroinkonsums, der Prostitution und der Strafver-
fahren beobachtet, obwohl in dieser Praxis die Einnahme des
Substitutionsmedikaments nicht fremdkontrolliert wurde und
psychosoziale Beratung wegen fehlender Kapazit�ten nur ver-
einzelt stattfand. Weitergabe an Nichts�chtige wurde nicht be-
schrieben [30]. Auch in Bremen wurde eine prim�re Abh�ngig-
keit von auf dem grauen Markt erstandenen verschriebenen
Opiaten nur in Einzelf�llen beschrieben [31]. Staatliche Stellen
versuchen vor allem, das Abfließen verschriebener Opiate auf ei-
nen grauen Markt zu verhindern. Das ist aber ein Randproblem,
denn �rztliche Methadon- oder DHC-Verordnungen sind nicht
Ursache der Heroinabh�ngigkeit der letzten Jahrzehnte, und
jede Verschreibung von Opiaten an Heroinabh�ngige mindert
die Sch�den der Prohibition. Opiaterhaltungstherapien f�hren
nicht dazu, dass mehr Menschen abh�ngig werden [32, 33]. Die
massiven strafrechtlichen Reglementierungen dieser �rztlichen
Behandlung sind nicht zu begr�nden.

Patienten haben Anspruch auf eine sorgf�ltige �rztliche Arbeit.
Wenn ihnen durch eine �rztliche Handlung ein Schaden ent-
steht, m�ssen sie entsch�digt werden. Daf�r haben �rzte eine
Haftpflichtversicherung. Außerdem kann bei Behandlungsfeh-
lern die Berufsgerichtsbarkeit angerufen werden. Dar�ber hi-
naus kann ein Arzt bei Sch�den durch fahrl�ssiges oder leichtfer-

tiges (grob fahrl�ssiges) Verhalten wegen K�rperverletzung
strafrechtlich belangt werden. Bei der Substitutionsbehandlung
wird aber die Einhaltung von Regelungen, deren Nutzen nicht
einmal durch �berlegungen wahrscheinlich, geschweige denn
durch Untersuchungen �berpr�ft und belegt worden ist, mit
Strafrecht erzwungen.

Beurteilung von Todesf�llen unter der Behandlung

Die Sterblichkeit der unbehandelten Heroinabh�ngigkeit unter
den Bedingungen der Prohibition betr�gt etwa 2 % j�hrlich, sie ist
nach einem Entzug [11] und in der Eindosierung mit Methadon er-
h�ht [34]. Opiaterhaltungstherapien senken die Sterblichkeit um
etwa zwei Drittel. In Gutachten bei Prozessen gegen substituieren-
de �rzte wegen eines Todesfalles behaupten Rechtsmediziner oft
„toxische“ Methadonkonzentrationen [35], ohne zu ber�cksichti-
gen, dass die Toxizit�t entscheidend von der Opiattoleranz ab-
h�ngt. Die postmortale Verteilung l�sst nur sehr eingeschr�nkt
auf die vor dem Tode wirksame Konzentration schließen [36]. Bei
Mischintoxikationen ist die Bedeutung der einzelnen Substanzen
f�r den t�dlichen Verlauf nur sehr schwer abzusch�tzen. Die For-
mulierung: „Das vom Arzt verordnete Methadon ist f�r den t�dli-
chen Verlauf nicht wegzudenken“ [37], wenn der Patient gegen
den ausdr�cklichen Rat des Arztes noch andere Substanzen ge-
nommen hat, wird der Situation nicht gerecht. In einigen Regionen
wird nicht nur wegen fahrl�ssiger T�tung ermittelt, sondern auch
wegen Verstoß gegen §30 (1) Ziffer 3 BtMG (leichtfertige Todes-
verursachung durch Verabreichung von Bet�ubungsmitteln, Frei-
heitsstrafe nicht unter 2 Jahren). Dieser Paragraph wurde 1982 in
das BtMG eingef�gt. Damals wurden etwa 400 Drogentote j�hrlich
gez�hlt. Man hoffte mit diesem Paragraphen, kriminelle Heroin-
h�ndler besser belangen zu k�nnen. Die Zahl der Drogentoten
stieg trotzdem dramatisch an. Jetzt wird dieser Paragraph gegen
substituierende �rzte angewendet. Rechtsmediziner in S�d-
deutschland �ußern sich oft zu den Behandlungsmodalit�ten,
ohne dass sie damit Erfahrung haben k�nnen, denn sie sehen we-
niger als 1 % der substituierten Patienten – die Verstorbenen. Man-
gelnde Erfahrung spricht aus der Formulierung in einem rechts-
medizinischen Gutachten: „Eine Dosissteigerung, die nicht
aufgrund noch manifester Entzugssymptome zu begr�nden ist,
stellt einen gravierenden Verstoß gegen die Grundprinzipien der
Substitutionsbehandlung dar, bei welcher gerade im Verlauf der
Behandlung eine stetige Reduktion der Dosis bis zum v�lligen Ab-
setzen anzustreben ist.“ Der Hinweis desselben Gutachters auf die
Rote Liste bei der Beurteilung von Benzodiazepinverordnungen er-
scheint suchtmedizinisch zu knapp [37].

Strafrechtliche Einschr�nkungen der
Opiaterhaltungstherapie

Politiker bezeichnen zwar seit einigen Jahren Sucht als Krankheit.
Aber sie �berlassen die Behandlung dieser Krankheit nicht den
�rzten. Sie verfolgen die Abh�ngigen – nach jetzigem Verst�ndnis
Kranke – strafrechtlich. Sie mischen sich in einzigartiger Weise in
die Behandlung ein. Nach der BtMVV 1982 war Bet�ubungsmittel-
abh�ngigkeit kein besonders schwerer Krankheitsfall. Die H�chst-
dosis der t�glichen Verschreibung von 60 mg Levomethadon durf-
te in diesem Fall nicht auf maximal 120 mg erh�ht werden. Heute

Ullmann R. Schaden substituierende �rzte … Suchttherapie 2006; 7: 173 – 178

V
erso

rg
u

n
g

ak
tu

ell

175

D
ie

se
s 

D
ok

um
en

t w
ur

de
 z

um
 p

er
sö

nl
ic

he
n 

G
eb

ra
uc

h 
he

ru
nt

er
ge

la
de

n.
 V

er
vi

el
fä

lti
gu

ng
 n

ur
 m

it 
Z

us
tim

m
un

g 
de

s 
V

er
la

ge
s.



weiß man: Heroinabh�ngigkeit ist die Krankheit, bei der im
Vergleich zu anderen Krankheiten die h�chsten Opiatdosen ver-
schrieben werden m�ssen, um ein gutes Behandlungsergebnis zu
erzielen. 1992 wurde ein wortreicher Paragraph f�r die Substitu-
tionsbehandlung in die BtMVV eingef�hrt. Sinnvoll w�re es gewe-
sen, die Behandlung als „begr�ndet“ anzusehen, auf die die Thera-
piefreiheit einengenden Paragraphen 2a bzw. 5 der BtMVV zu
verzichten und die Diskussion �ber die Behandlungsmodalit�ten
den �rzten zu �berlassen. Bei keiner Behandlung werden den �rz-
ten derart einschneidende Vorschriften bei der Behandlung
gemacht und Verletzungen dieser Vorschriften strafrechtlich ge-
ahndet. Politiker legen sogar fest, wann diese lebensrettende Be-
handlung abgebrochen werden muss.

Strafrechtlich geregelt sind:
– die Aufnahme- und Abbruchkriterien,
– die Auswahl der Arzneimittel,
– die Zahl der Tage, f�r die eine Verschreibung ausgestellt wer-

den darf,
– die Aush�ndigung des Rezeptes,
– die Kennzeichnung des Rezeptes mit einem Diagnosek�rzel,
– die Kennzeichnung des Rezeptes bei einer h�heren Dosis,
– die Einnahmemodalit�ten,
– die Voraussetzung zur Mitgabe des Substitutionsmedika-

ments,
– die Durchf�hrung von psychosozialen Begleitmaßnahmen,
– die Meldung der Patienten an ein zentrales Register,
– die Vorlage der Behandlungsdokumentation auf Anforderung

der zust�ndigen Landesbeh�rde,
– die Form der Mitteilung �ber die bisherige Behandlung an den

weiterbehandelnden Arzt,
– die Qualifikation, die ein Arzt haben muss, der nur ein Rezept

f�r ein Substitutionsmedikament w�hrend der Urlaubsvertre-
tung ausf�llen will.

Es ist eine Ordnungswidrigkeit, dem Patienten das Rezept zur
Einl�sung in der Apotheke mitzugeben, wenn der Patient das
Substitutionsmedikament in der Praxis einnimmt. Es ist eine
Straftat, dem Patienten das Substitutionsmedikament zur selbst-
kontrollierten Einnahme mitzugeben. Ein Arzt, der seinem Pa-
tienten einige Tagesdosen seines Substitutionsmedikamentes
mitgibt, wird strafrechtlich nach § 29 (1) Satz 1 BtMG wie ein
Straßendealer behandelt. F�hrende Suchtmediziner halten die
Abgabe definierter Tagesdosen aus der Praxis f�r mindestens ge-
nau so sinnvoll wie die Abgabe aus der Apotheke. Es ist auch eine
Straftat, mit einem anderen als den zur Substitution ausdr�ck-
lich zugelassenen Opiaten zu behandeln, selbst wenn dieses Opi-
at in anderen europ�ischen L�ndern zur Substitutionsbehand-
lung zugelassen ist. Die Regierung beruft sich auf anerkannte
Regeln nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft und
auf Empfehlungen der B�K. Die Richtlinien der B�K vom
22.3.2002 verweisen andererseits auf die Vorschriften der
BtMVV, als ob in diesen der Stand der Wissenschaft zu finden
w�re. In den „Materialien zum gegenw�rtigen Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse“ (die wissenschaftliche Grundlage der
Richtlinien) l�sen sich die Vertreter von B�K und KBV zwar von
den Vorgaben des Verordnungsgebers und stellen z.B. fest, dass
ein Behandlungsabbruch vermieden werden soll und dass es f�r
die Wirksamkeit der psychosozialen Betreuung keinen wissen-
schaftlichen Beweis gibt. Aber diese Erkenntnis ist in die Richt-

linien nicht eingeflossen. Zu der in Strafverfahren relevanten Fra-
ge, ob ein w�chentlicher Kontakt f�r den Behandlungserfolg
zwingend oder auch nur hilfreich ist, geben auch die „Materia-
lien“ keinen Hinweis.

Insgesamt hat man den Eindruck, dass alle Leit- und Richtlinien
in Großst�dten mit gut ausgebautem �ffentlichem Personennah-
verkehrssystem und Methadonambulanzen, an die schwierige
Patienten verwiesen werden k�nnen, entwickelt worden sind.
Auf Verh�ltnisse in l�ndlichen Regionen mit nur wenigen substi-
tuierenden �rzten, schlechter Verkehrsanbindung und intensi-
ver sozialer Kontrolle geht keine Richtlinie ein. Selbstverst�nd-
lich nehmen auch die Staatsanw�lte darauf keine R�cksicht.
Nach Auffassung des Oberstaatsanwaltes Winkler machte der
Mangel an gesetzlichen Vorgaben die Substitution f�r �rzte in
strafrechtlicher Hinsicht so hoch riskant [27]. Aus der Sicht der
substituierenden �rzte macht der �berschuss die Behandlung
riskant. �rzte, die nicht mit Substitutionsmedikamenten behan-
deln, sondern damit handeln, k�nnen nach den Regelungen des
BtMG belangt werden. Auch in diesen F�llen ist der § 5 der
BtMVV nicht n�tig. Der Gesetzgeber h�tte sich aus einem medi-
zinischen Meinungsstreit heraushalten sollen. Stattdessen hat er
eine – die jetzt als richtig erkannte – Behandlungsmethode straf-
rechtlich unterdr�ckt.

Beispiele der Strafverfolgung

Besonders in Bayern und Baden-W�rttemberg geht die Staats-
anwaltschaft bei Verst�ßen gegen die Verschreibungsformalia
gegen substituierende �rzte vor. Polizeibeamte ermitteln auf-
grund der Angaben von Heroinabh�ngigen gegen substituieren-
de �rzte. Als ein Abh�ngiger behauptete, Schwarzmarktmetha-
don k�me aus einer bestimmten Praxis, in der �berh�hte
Dosierungen verschrieben w�rden, wurden Praxis- und Wohn-
r�ume durchsucht. Es wurde dort kein Methadon gefunden. Im
Strafbefehl �ber 3000 E wurde einzig und allein der Vorwurf er-
hoben, nicht „im Einzelfall begr�ndete“ hohe Dosen verschrie-
ben zu haben. Die �rztin wurde nicht angeh�rt. Gegen einen an-
deren Arzt wurde wegen leichtfertiger Todesverursachung in
2 F�llen und Verstoß gegen Verschreibungsformalia in knapp
2000 F�llen ein Prozess mit 15 Verhandlungstagen durchgef�hrt,
als ob Großdealer verurteilt werden sollen, die jahrelang eine
ganze Region mit Heroin versorgt haben. Vor Gericht stand ein
Arzt, der – als Letzter im Umkreis von mehr als 50 km – seit Jah-
ren etwa 150 heroinabh�ngige Patienten behandelt. Die Ausstel-
lung jedes einzelnen Substitutionsrezeptes ohne Kontakt mit
dem Patienten wurde mit 15 Tagess�tzen (also mit einem halben
Monatseinkommen) geahndet, die Mitgabe aus der Praxis mit
20 Tagess�tzen. Die Todesf�lle wurden dem Arzt selbst von der
Staatsanwaltschaft nicht mehr zur Last gelegt, nachdem der
Rechtsmediziner in der Hauptverhandlung seine Aussagen zu-
r�ckgenommen hatte. Das Urteil: neun Monate Haft auf Bew�h-
rung, ein 5-j�hriges Substitutionsverbot und eine Geldbuße f�r
einen der nur noch wenigen �rzte in Franken, der Heroinabh�n-
gige behandelt hat – trotz aller Schwierigkeiten mit dem großen
Einzugsgebiet und mit der großen Zahl der Patienten, die sonst
keinen Arzt gefunden h�tten. In einer Stadt in Baden-W�rttem-
berg wurde die Mitgabe aus der Praxis in 34 F�llen als vors�tzli-
che unerlaubte Bet�ubungsmittelabgabe gewertet und mit je
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5 Tagess�tzen geahndet. Die Gesamtstrafe von 30 Tagess�tzen
wurde zur Bew�hrung ausgesetzt. (Zur Erinnerung: Die Mitgabe
definierter Tagesdosen an substituierte Patienten wird von er-
fahrenen Suchtmedizinern f�r mindestens genau so gut gehalten
wie die Abgabe auf Rezept aus der Apotheke.) Die Substitutions-
behandlung wurde von einer Staatsanwaltschaft als unerlaubt
angesehen, weil einige Monate nach Beginn der Behandlung
noch Beikonsum bestand. Bevor �berhaupt eine suchtmedizi-
nische Stellungnahme vorlag oder in einem Prozess die Vorw�rfe
gekl�rt werden konnten, wurde dem Arzt die Durchf�hrung von
Substitutionsbehandlungen vom Landratsamt untersagt. Nach
Auffassung des Bayerischen Staatsministeriums f�r Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz ist die Mitgabe f�r Sonn- und
Feiertage eine nicht begr�ndete Verschreibung und damit eine
Straftat nach § 13 (1) BtMG, wenn der Patient sonst nicht als ge-
eignet f�r eine Mitgabe angesehen wird. In einem Brief an die Re-
gierung in Oberfranken vom 31.1.2006 heißt es: „Wer sich als
Arzt zur Durchf�hrung von Substitutionsbehandlungen bereit
erkl�rt, muss auch an Wochenenden zur Verf�gung stehen oder
eine Vertretung sicherstellen.“ Klarer w�re die Formulierung:
„Wer substituiert, hat selber Schuld.“ Entsprechend wird gegen
�rzte strafrechtlich ermittelt wegen „nicht indizierter Mitgabe
und Weiterbehandlung trotz Beikonsum“. In einem Fall war der
Patient am 21.12. aus der JVA entlassen worden, an den Feier-
tagen ließ sich kein Arzt und keine Apotheke f�r die Einnahme-
kontrolle finden. Ohne Mitgabe h�tte die Behandlung abgebro-
chen werden m�ssen – etwas, was nach den Richtlinien der B�K
vermieden werden soll. (Seit 1990, dem Beginn der Substitu-
tionsbehandlung mit L-Polamidon in Hamburg, wird die Dosis
f�r Sonn- und Feiertage mitgegeben, ohne dass jemand einen
Schaden behauptet.) In Niedersachsen werden die Behandlungs-
dokumentationen bei allen substituierenden �rzten von der KV
�berpr�ft, weil einzelne �rzte nicht mit Methadon behandelt,
sondern gehandelt haben sollen. Das Ergebnis eines solchen Vor-
gehens ist oft, dass �rzte keine Substitutionsbehandlungen mehr
durchf�hren. Patienten m�ssen in l�ndlichen Regionen oft mehr
als 50 km weit fahren.

„Freilich, meine Damen und Herren, das Leben spottet aller Para-
graphen und die zahllosen und mannigfaltigen Schwierigkeiten,
die es schafft, gestatten eine streng buchstabenm�ßige Durchf�h-
rung der soeben dargelegten Grunds�tze nicht immer und �ber-
all“ [38].
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